
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

Entschließung der Konferenz der  
Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder zur Verfolgung des 
Nutzungsverhaltens im Internet 
 
 
Cookies und verschiedene andere Technologien ermöglichen die Verfolgung des 

Nutzerverhaltens im Internet. Sie werden immer häufiger zur Bildung von anbieter-

übergreifenden Nutzungsprofilen verwendet, um Nutzern dann z.B auf sie zuge-

schnittene Werbung anzuzeigen. Die Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommu-

nikation (E-Privacy Richtlinie, Art. 5 Abs. 3, RL 2002/58/EG) gestattet die Speiche-

rung von Informationen oder den Zugriff auf Informationen, die bereits im Endgerät 

eines Nutzers gespeichert sind, jedoch nur, wenn der Nutzer dazu seine Einwilligung 

gegeben hat. Außerdem müssen die Diensteanbieter die Nutzer vor der Speicherung 

von Informationen mittels Cookies, Web Storage oder ähnlichen Instrumenten klar 

und umfassend über deren Zweck informieren. Dies gilt auch für den Zugriff auf 

Browser- oder Geräteinformationen zur Erstellung von sog. Device Fingerprints. Der 

europäische Gesetzgeber misst dem Einsatz dieser Technologien zu Recht ein ho-

hes Gefährdungspotential für die Persönlichkeitsrechte der Nutzer bei. 

 

Das Telemediengesetz (TMG) setzt diese europarechtlichen Vorgaben allerdings nur 

unvollständig in deutsches Recht um. Darauf haben die Datenschutzbeauftragten 

von Bund und Ländern die Bundesregierung bereits wiederholt hingewiesen. Dies 

hat bisher jedoch nicht zu einer Änderung des TMG geführt. Die Bundesregierung 

hält vielmehr die derzeit geltenden Vorgaben des Telemediengesetzes für ausrei-

chend. Diese Auffassung ist unzutreffend. So ist die europarechtlich geforderte Ein-

willigung bereits in den Zugriff auf in den Endgeräten der Nutzer gespeicherte Infor-

mationen (Cookies) im deutschen Recht nicht enthalten. 
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Die fortgesetzte Untätigkeit der Bundesregierung und des Gesetzgebers hat zur Fol-

ge, dass gegenwärtig die Betroffenen ihre Ansprüche zur Wahrung der Privatsphäre 

aus Art. 5 Abs. 3 der E-Privacy-Richtlinie gegenüber Anbietern in Deutschland, bei 

denen das TMG zur Anwendung kommt, nur unzureichend wahrnehmen können. 

Damit wird den Bürgerinnen und Bürgern faktisch ein europarechtlich vorgesehenes, 

wesentliches Instrument zur Wahrung ihrer Privatsphäre bei der Nutzung des Inter-

nets vorenthalten. Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder halten 

diesen Zustand für nicht hinnehmbar. Sie fordern die Bundesregierung auf, die E-

Privacy-Richtlinie nun ohne weitere Verzögerungen vollständig in das nationale 

Recht zu überführen. Gerade die Weiterentwicklung von neuen Technologien zur 

Sammlung und Analyse des Nutzerverhaltens im Internet macht moderne und effizi-

ente Regelungen zum Schutz der Privatsphäre der Nutzer unabdingbar. 

(5. Februar 2015)


